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Rechtsgutachten  
„Zur Ausdehnung des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) (und anderer Bundesgesetze) auf 

in hochschulischen Studienordnungen vorgesehene Praxisphasen in dualen 
Studiengängen“  

von Herrn Professor Hufen 
- Zusammenfassung zentraler Ergebnisse -  

 
 Hintergrund: Im parlamentarischen Verfahren soll Frage der Ausweitung von Regelungen 

des Berufsbildungsgesetzes zum Berufsausbildungsverhältnis auf in hochschulischen 

Studienordnungen vorgesehene betriebliche Praxisphasen geprüft werden. Dazu hat das 

BMBF ein Rechtsgutachten eingeholt. 

 

 Prüfauftrag/Fragen:  

Zu untersuchen waren die verfassungsrechtlichen Handlungsmöglichkeiten des Bundes 

im Lichte der Gesetzgebungskompetenzen von Bund und Ländern.  

Zentrale Fragestellungen:  

o Welchen Status haben Personen, die gemäß ihrer hochschulischen Studienordnung 

betriebliche Praxisphasen absolvieren; welche Folgen ergeben sich daraus? 

o Besteht verfassungsrechtlich die Möglichkeit für den Bund, den Status solcher Personen 

im BBiG zu regeln und an diesen Status entsprechende Folgen zu knüpfen? 

o Gelten bundesgesetzliche Regelungen außerhalb des BBiG? 

 

 Wesentliche Ergebnisse: 

o In allen Formen des dualen Studiums haben die Teilnehmer/-innen während der 

Hochschulphasen den Status gewöhnlicher Studierender, d.h. es gelten alle Regeln des 

Hochschulrechts und die darauf aufbauenden Studien- und Prüfungsordnungen. 

Hierfür haben die Länder die volle Gesetzgebungskompetenz. 

o Das BBiG gilt für die vollwertige duale Berufsausbildung, die bei einem 

ausbildungsintegrierenden dualen Studium mit einem Studium zu einem konkreten 

Qualifizierungsangebot zusammengebunden wird (Ziel: Berufsausbildungs- und 

Hochschulabschluss; „Zweisäulenmodell“); so profitieren diese dual Studierenden von 

der BBiG-Novelle, die auf spürbare Modernisierungen, Stärkungen und 

Erleichterungen in der dualen Berufsbildung abzielt. 

o Es besteht keine Möglichkeit der Ausdehnung des BBiG-Geltungsbereichs für 

Praxisphasen in praxisintegrierenden dualen Studiengängen (Ziel: nur 

Hochschulabschluss; „Einsäulenmodell“), denn der Bund besitzt hierfür keine 

Gesetzgebungskompetenz:  
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Der Studierenden-Status gilt hier auch während der integrierten Praxisphase, denn 

diese ist unmittelbar in Hochschule und Studium eingebunden („Verteilung des 

einheitlichen Curriculums auf zwei Lernorte“). 

o auch kein Bedürfnis für Ausdehnung des BBiG-Geltungsbereichs:  

 Primär gilt Landes(hochschul)recht. Landesrechtlich werden wichtige positive 

Rahmenbedingungen und Impulse gesetzt, etwa die Einrichtung entsprechender 

Hochschulen (z. B. Duale Hochschulen für angewandte Wissenschaften [DHAW] 

und Duale Hochschule Baden-Württemberg [DHBW]).  

o Bundesgesetze auf der Grundlage anderer übergreifender Verfassungskompetenzen 

wie z. B. BAföG, Mutterschutzgesetz und Sozialgesetzbücher gelten daneben – wie für 

„gewöhnliche“ Studierende auch – für dual Studierende. 

o Im Einzelfall möglicherweise auftretende Regelungsbedarfe bei Status und 

spezifischen Rahmenbedingungen sind daher durch Anpassung des 

Landes(hochschul)rechts zu adressieren.   




























































































